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Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. November 1953 

5 - 65100 - 1449/53 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Als Anlage übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über den Handelsvertrag 
vom 18. April 1953 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Uruguay 


nebst Begründung und dem deutschen Text des Vertrages mit der 
Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 114. Sitzung am 31. Juli 1953 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen die Vor- 
lage keine Einwendungen zu erheben. 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 


Dr. Adenauer 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

über den Handelsvertrag vom 18. April 1953 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Uruguay 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
sdilossen: 


Artikel I 

Dem in Montevideo am 18. April 1953 Un- 
terzeichneten Handelsvertrag über die Ge- 
währung der Meistbegünstigung zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Uruguay wird zugestimmt. 

Artikel II 

(1) Der Vertrag wird nachstehend mit Ge- 
setzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag gemäß 
Artikel IX in Kraft tritt, Ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 

Artikel III 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Handelsvertrag über die Gewährung der Meistbegünstigung zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repüblica Oriental del Uruguay 


Von dem Wunsche geleitet, die wirtschaft- 
lichen Beziehungen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Repiiblica Orien- 
tal del Uruguay zu festigen und zu fördern, 
haben die beiden Regierungen folgenden Ver- 
trag gesclilossen: 

Artikel I 

Die Vertragschließenden Staaten kommen 
überein, sich gegenseitig die unbedingte und 
unbeschränkte Meistbegünstigung bezüglich 
der Zölle und Nebenabgaben, der Art und 
Weise der Erhebung und Verelnnahmung der 
Zölle, der Lagerung der Waren unter Zoll- 
kontrolle, des Verfahrens der zollamtlichen 
Beschau und der Analyse, der tarifmäßigen 
Eingruppierung und der Bestimmungen, 
Förmlichkeiten und Gebühren, die für die 
Zollbehandlung maßgebend sind, zu gewäh- 
ren. 

Artikel II 

Dementsprechend sind die Natur- und Ge- 
werbeerzeugnisse, die aus dem Gebiet eines 
der Vertragschließenden Staaten stammen 
und in das Gebiet des anderen Staates einge- 
führt werden, keinen anderen oder höheren 
Zöllen, Steuern, Gebühren oder sonstigen Ab- 
gaben noch anderen Vorschriften oder be- 
schwerlicheren Förmlichkeiten unterworfen 
als denjenigen, welche bei gleichartigen einge- 
führten Erzeugnissen irgendeines anderen 
Landes oder bei ausgeführten Erzeugnissen 
des eigenen Landes angewandt werden. 

Artikel III 

Innere Abgaben, die im Gebiete des einen 
Vertragschließenden Staates für Rechnung des 
Staates oder einer Gemeinde oder einer anderen 
Körperschaft auf der Erzeugung, der Zube- 
reitung, dem Verkauf, dem Erwerb oder dem 
Verbrauch eines Erzeugnisses ruhen, dürfen 
die Erzeugnisse des anderen Staates unter 
keinen Umständen hoher oder in lästigerer 
Welse treffen als die gleichartigen Erzeugnisse 
des meistbegünstigten Landes. 

Artikel IV 

Um den Ursprung der eingeführten Waren 
sicherzustellen, kann jede der beiden Regie- 


rungen die Vorlage eines von den dazu be- 
auftragten Behörden oder Körperschaften 
ausgestellten Ursprungszeugnisses verlangen. 

Artikel V 

Die aus einem der Vertragschließenden 
Staaten stammenden und sich im Transitver- 
kehr auf dem Gebiete des anderen Staates be- 
findlichen Natur- oder Gewerbeerzeugnisse 
werden keinem Zoll unterworfen. Die ge- 
nannten Erzeugnisse werden in jeder Hinsicht 
nicht ungünstiger behandelt als die Transit- 
güter irgendeines dritten Landes. 

Unberührt bleibt das Recht der Vertrag- 
schließenden Staaten, die Abgabe von Zoller- 
klärungen oder die Erteilung von konsulari- 
schen Sichtvermerken zu verlangen. 

Artikel VI 

Im eigenen Hoheitsgebiet sollen den Schif- 
fen des anderen Vertragschließenden Staates 
alle Plätze und Häfen mit allen der Schiffahrt 
dienenden Anlagen und Vorkehrungen zu 
denselben Bedingungen offenstehen wie den 
unter eigener Flagge fahrenden Schiffen. Bei 
der Abfertigung sollen die Schiffe, die unter 
der Flagge des andern Staates fahren, mit den 
Schiffen der eigenen Flagge gleidi behandelt 
werden. 

Die Bestimmungen dieses Vertrages finden 
keine Anwendung auf die Küsten-, Binnen- 
und Fischerei-Schiffahrt. 

Wenn sich Schiffe eines der beiden Staaten 
in Gefahr befinden, dürfen sie den nächstge- 
legenen Hafen oder Anlegeplatz des anderen 
Staates anlaufen, wobei ihnen freundschaftli- 
che Behandlung und Hilfe zuteil werden wird. 

Artikel VII 

Es wird vereinbart, daß die Bestimmungen 
dieses Vertrages nicht anzuwenden sind 

1. auf Vergünstigungen, die sich aus einer Ver- 
bindung mehrerer Staaten auf dem Gebiete 
der Wirtschaft, des Verkehrs, des Zollwe- 
sens, des Zahlungswesens oder der Vertei- 
digung ergeben, der einer der beiden Ver- 
tragschließenden Staaten angehört oder bei- 
treten wird, 
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2. auf die Vorteile, welche die Republik Uru- 
guay ausschließlich Bolivien und Paraguay 
gewährt hat oder gewähren wird, 

3. auf Vorteile und Privilegien, die irgendeiner 
der beiden Vertragschließenden Staaten den 
angrenzenden Staaten zur Erleichterung des 
Grenzverkehrs gewährt hat oder gewähren 
wird, 

4. auf Verpflichtungen, die auf Grund von 
Abkommen über die Bildung ein^r Zoll- 
union oder Freihandelszone eingegangen 
sind oder eingegangen werden. 

Artikel VIII 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Ber- 
lin, sobald die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Regierung der 
Repübllca Oriental del Uruguay eine entspre- 
chende Erklärung abgibt. 

Artikel IX 

Dieser Vertrag soll ratifiziert und die Ra- 
tifikationsurkunden sollen sobald wie möglich 

B e g r ü 

In den Monaten März und April d. Js. fanden 
in Montevideo Handelsvertragsverhandlun- 
gen zwischen einer deutschen und einer uru- 
guayischen Wirtschaftsdelegation statt, die 
am 18. April d. Js. zur Unterzeichnung 

a) eines Handelsvertrages über die Gewäh- 
rung der Meistbegünstigung, 

b) eines Abkommens über den Warenver- 
kehr und 

c) eines Abkommens über den Zahlungsver- 
kehr 

geführt haben. 

Der Vertrag über die Gewährung der Meist- 
begünstigung bedarf nach Art. 59 Abs, 2 des 
Grundgesetzes der Zustimmung der gesetz- 
gebenden Körperschaften In der Form eines 
Bundesgesetzes. 

Die wesentlichen Bestimmungen des Handels- 
vertrages, durch den die günstigsten Bedin- 
gungen für den Handelsverkehr zwischen den 
beiden vertragschließenden Ländern geschaf- 
fen werden sollen, betreffen: 

a) die Zusicherung der gegenseitigen unbe- 
dingten und unbeschränkten Meistbegün- 
stigung bezüglich der Zölle, Nebenabga- 
ben und Zollförmlichkeiten (Art. I und II), 

b) die Meistbegünstigung hinsichtlich Innerer 
Abgaben (Art. III), 


in Bonn ausgetauscht werden. Er tritt am 
fünfzehnten Tage nach Austausch der Ratifi- 
kationsurkunden In Kraft und kann zum Ab- 
lauf Jedes Kalenderjahres mit dreimonatiger 
Frist gekündigt werden. 

Dieser Vertrag soll alsbald durch einen um- 
fassenderen Vertrag ersetzt werden. 

Geschehen zu Montevideo am achtzehnten 
April neunzehnhundertdreiundfünfzig in vier 
Ausfertigungen, zwei Ausfertigungen in deut- 
scher und zwei in spanischer Sprache, wobei 
der Wortlaut In beiden Sprachen verbindlich 
Ist. 

Für die Bundesrepublik 
Deutschland 

Günter Seeliger 

Für die Repüblica Oriental 
del Uruguay 

F. Pittaluga 

düng 

c) eines Abkommens über den Zahlungsver- 
der Schiffahrt (Art. VI), 

d) die Einbeziehung von West-Berlin (Art. 

VIII), 

e) die Erklärung, daß der Vertrag über die 
Meistbegünstigung alsbald durch einen 
umfassenderen Handels- und Schiffahrts- 
vertrag ersetzt werden soll (Art. IX). 

Durch den Abschluß des Handelsvertrages 
über die Meistbegünstigung wird im Zusam- 
menhang mit den nicht ratifikationsbedürfti- 
gen Abkommen über den Waren- und Zah- 
lungsverkehr vom 18. April 1953 der Han- 
delsverkehr der Bundesrepublik mit der Re- 
publik Uruguay nach dem Krieg wieder auf 
eine entsprechende Rechtsgrundlage gestellt, 
nachdem das frühere Meistbegünstigungsab- 
kommen zwischen Deutschland und Uruguay 
vom 18. Januar 1933 durch den formellen 
Kriegszustand zwischen Deutschland und Uru- 
guay als nicht mehr in Kraft befindlich ange- 
sehen worden ist. 

Der Republik Uruguay kommt in den Han- 
delsbeziehungen mit Südamerika eine beson- 
dere Bedeutung zu. Die Bundesrepublik Ist 
deshalb daran interessiert, daß die Bestim- 
mungen des Handelsvertrages sobald wie mög- 
lich in Kraft treten. 
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